Eigentumserwerb an Grundstücken, §§873, 925 BGB
I. Dingliche Einigung (Auflassung, §925 BGB)

→ Überprüfung hinsichtlich aller allgemeinen Unwirksamkeitsgründe 

→ Bestimmtheitsgrundsatz

→ Formbedürftigkeit gem. §925: Erklärung bei einer zuständigen Stelle bei gleichzeitiger Anwesenheit, grds. keine notarielle Beurkundung erforderlich;

in praxi aber Beurkundung:

• wegen Bindungswirkung des §873 II 1.Alt. BGB der Regelfall

• GBA nimmt Eintragung nach §§20, 29 GBO nur vor, wenn die Auflassung in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Form nachgewiesen wird; erforderlich ist daher nicht nur eine Beglaubigung der Unterschriften der Vertragsparteien, sondern eine formgerechte Beurkundung der Auflassung

→ bedingungsfeindlich, §925 II BGB

→ §878 BGB ist Erwerberschutzvorschrift; dieser soll nicht von der zufälligen Bearbeitungszeit beim GBA abhängig sein, während der sich eine Verfügungsbeschränkung des Veräußerers einstellt


Achtung:
Nach der Auflassung erwirbt der Erwerber ein AWR auf das Grundstück, wenn er selbst Antrag auf Eintragung im GB beim GBA gestellt hat oder eine Vormerkung zu seinen Gunsten eingetragen wurde, vgl. §883 II BGB.
→ Entstehung eines AWR zugunsten des Erwerbers, wenn

• bindende Auflassung erklärt wurde (§873 II) + Antrag beim GBA auf Eintragung (§13 GBO) oder


• bindende Auflassungserklärung + Auflassungsvormerkung

→ ein solches AWR kann gem. §925 BGB (ohne Eintragung) übertragen werden

→ Weiterveräußerung eines Grundstücks ohne eigene Eintragung im GB?

• (+), wenn „Erstveräußerer“ den „Ersterwerber“ einschränkungslos gem. §185 I BGB zur Weiterveräußerung ermächtigt, z.B. durch die Auflassung

• (+) durch Übertragung eines wirksamen AWR gem. §925 BGB an den Abkäufer; einer Zustimmung i.S.v. §185 I BGB des Erstveräußerers bedarf es dann nicht

II. Eintragung im Grundbuch (GB)

→ materiell-rechtlich entscheidend ist allein die Vornahme der Eintragung

→ Vorliegen der formellen Voraussetzungen (§§13 ff. GBO) für materielles Recht unerheblich

III. Einigsein

→ Dingliche Einigung muss bei Eintragung wirksam sein

→ Widerruf der Einigung ist grds. möglich

→ Ausnahme:
Bindungswirkung gem. §873 II BGB bei not. Beurkundung der Auflassung

IV. Berechtigung des Veräußerers

→ Berechtigt sind:


• der verfügungsbefugte Eigentümer

• der kraft Gesetzes Verfügungsbefugte, z.B. der Insolvenzverwalter gem. §80 InsO

• der Nichteigentümer mit Ermächtigung des Berechtigten gem. §185 I BGB

V. Erwerb vom Nichtberechtigten 

[Verfügungsbeschränkungen nach Antragsstellung beim GBA sind unerheblich, §878 BGB]
→ §185 II Genehmigung oder späterer Eigentumserwerb

→ Voraussetzungen des §892 BGB (gutgläubiger Eigentumserwerb):


→ §892 schützt nur guten Glauben an das Nichtbestehen relativer Veräußerungsverbote, wie z.B. §§1984, 2211, 2113 BGB, nicht hingegen an das Nichtbestehen absoluter Veräußerungsverbote;

dasselbe gilt auch für §932 BGB! 
• Rechtsgeschäft i.S.e. Verkehrsgeschäfts


• Grundbuch unrichtig


• Legitimation des Verfügenden aufgrund der Grundbuchlage, vgl. §891 BGB


• Guter Glaube des Erwerbers (=kein Vorsatz/keine grobe Fahrlässigkeit)


- Grundsatz:	im Zeitpunkt der Vollendung des Rechtserwerbs


- Ausnahme:	Zeitpunkt der Antragsstellung, §892 II BGB


• kein Widerspruch des Berechtigten eingetragen, §§892 I 1 a.E., 899 BGB








